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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.06.1996 

Geschäftszahl 

95/21/0833 

Rechtssatz 

Wurde der Beschwerde gegen die Verhängung des Aufenthaltsverbotes aufschiebende Wirkung zuerkannt, so 
wurde damit keine Aufenthaltsberechtigung des Fremden ausgesprochen; sie bewirkt lediglich, daß der Bescheid 
nicht vollstreckt werden darf, sie vermag jedoch eine fehlende Aufenthaltsberechtigung weder zu ersetzen, noch 
eine während des Verfahrens ablaufende zu erstrecken (Hinweis E 18.10.1995, 95/21/0521). 


